
 

  

S 10 An 29/95

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 An 29/95
Datum 20.09.1995

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 R 4128/03
Datum 18.05.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom 20. September
1995 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die weitergehenden Klagen werden abgewiesen.
III. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Feststellung von Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 zum Anspruchs-
und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G).

Der 1933 geborene KlÃ¤ger war nach erfolgreichem Abschluss eines Studiums der
Chemie in der damaligen DDR

â�� vom 5. Januar 1959 bis 29. Februar 1960 als Diplom-Chemiker an der
medizinischen Akademie M. ,

â�� vom 1. MÃ¤rz 1960 bis 20. Juni 1980 als wissenschaftlicher Mitarbeiter der
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Akademie der Wissenschaften (AdW) am Institut fÃ¼r Mikrobiologie und
experimentelle Therapie J. (Z.), â�� vom 1. Dezember 1980 bis 19. Februar 1981 als
wissenschaftli cher Mitarbeiter am Bezirksinstitut fÃ¼r VeterinÃ¤rwesen J. und

â�� vom 1. April 1981 bis 10. August 1983 als wissenschaftlicher Mitarbeiter des
VEB J. J. beschÃ¤ftigt.

Vom 21. Juli 1980 bis 30. November 1980 und vom 20. Februar 1981 bis 31. MÃ¤rz
1981 war der KlÃ¤ger arbeitslos.

Am 11. August 1983 zog er in das Bundesgebiet zu.

Mit Urkunde vom 14. November 1963 wurde dem KlÃ¤ger mit Wirkung ab 1.
Oktober 1961 als Diplom-Chemiker an der AdW eine zusÃ¤tzliche Altersversorgung
in entsprechender Anwendung der Verordnung vom 12. Juli 1951 Ã¼ber die
Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen, kÃ¼nstlerischen,
pÃ¤dagogischen und medizinischen Einrichtungen der DDR (VO AVIwiss) gewÃ¤hrt.

Die Beklagte stellte die Zeit vom 1. Oktober 1963 bis 20. Juni 1980 â�� mit
Ausnahme verschiedener Krankheitszeiten und Arbeitsausfallstage â�� als Zeit der
ZugehÃ¶rigkeit zur Altersversorgung der wissenschaftlichen Mitarbeiter der
Akademie der Wissenschaften zu Berlin und der Deutschen Akademie der
Landwirtschaftswissenschaften zu Berlin (AVI AdW/AdL â��
Zusatzversorgungssystem Nr. 5 der Anlage 1 zum AAÃ�G) sowie die
nachgewiesenen Arbeitsentgelte fÃ¼r diese Zeit fest (Bescheid vom 9. September
2004).

Dagegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch mit der BegrÃ¼ndung, auch seine
wissenschaftliche TÃ¤tigkeit vom 5. Januar 1959 bis 30. September 1963 sei als Zeit
der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem festzustellen, wobei der
KlÃ¤ger davon ausging, er habe als wissenschaftlicher Mitarbeiter der AdW der
Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen, kÃ¼nstlerischen,
pÃ¤dagogischen und medizinischen Einrichtungen (AVIwiss â��
Zusatzversorgungssystem Nr. 4 der Anlage 1 zum AAÃ�G) angehÃ¶rt. Dieses
Versorgungssystem habe bereits ab 12. Juli 1951 bestanden. Da seine TÃ¤tigkeit
am Z. durch rechtswidrige KÃ¼ndigung zum 20. Juni 1980 beendet worden, die
Zusatzversorgung nach 15 Jahren aber unkÃ¼ndbar gewesen sei, mÃ¼sse im
Rahmen des Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes (2. SED-UnBerG)
auÃ�erdem die Zeit vom 21. Juni 1980 bis 10. August 1983 der AVIwiss zugeordnet
werden.

Die Beklagte wies den Widerspruch zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 1. Februar
1995). Die Zeit vom 5. Januar 1959 bis 30. September 1963 sei keinem
Zusatzversorgungssystem zuzurechnen, da fÃ¼r die Einbeziehung des KlÃ¤gers in
die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der DDR eine Einzelentscheidung erforderlich
gewesen und diese erst zum 1. Oktober 1963 erfolgt sei. Mit dem Ausscheiden aus
der AdW sei die Anwartschaft auf Zusatzversorgung erloschen. Ob aufgrund des 2.
SED-UnBerG weitere ZugehÃ¶rigkeitszeiten festzustellen seien, sei im Rahmen
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eines Rehabilitierungsverfahrens nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz
(BerRehaG) durch die hierfÃ¼r zustÃ¤ndige LandesbehÃ¶rde zu prÃ¼fen, gegen
deren Entscheidung der Verwaltungsrechtsweg gegeben sei. Der
ZusatzversorgungstrÃ¤ger sei an diese Entscheidung gebunden. Nach Ausstellung
einer Rehabilitierungsbescheinigung werde die Beklagte den Bescheid gemÃ¤Ã� Â§
44 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) von Amts wegen Ã¼berprÃ¼fen.

Einen Rehabilitierungsantrag hat der KlÃ¤ger am 17. Januar 1991 und nach eigenen
Angaben nochmals am 31. Oktober 1995 gestellt.

Mit der am 1. MÃ¤rz 1995 zum Sozialgericht Bayreuth (SG) erhobenen Klage hat der
KlÃ¤ger beantragt, auch die Zeit vom 5. Januar 1960 bis 1. Oktober 1963 und vom
21. Juni 1980 bis 10. August 1983 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur AVI anzuerkennen
und festzustellen, dass die Beklagte nach dem 2. SED-UnBerG verpflichtet sei, fÃ¼r
Opfer des SED-Regimes im Bedarfsfall eine Vergleichsberechnung des
Rentenanspruches nach den seit der Rentenreform 1992 gÃ¼ltigen Bestimmungen
zu erstellen.

Im Laufe des Klageverfahrens hat sich der KlÃ¤ger auch gegen die Feststellung
rentenrechtlicher Zeiten durch die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte als
RentenversicherungstrÃ¤ger gewandt, insbesondere gegen die beschrÃ¤nkte
Anrechnung von Ausbildungszeiten, die fehlende BerÃ¼cksichtigung von
Pflichtbeitragszeiten als Chemiewerker (27. August 1951 bis 17. September 1952),
als werksgefÃ¶rderter Student (1954/56) und als Arbeitsloser (vom 1. November
1958 bis 31. Dezember 1958), die Leistungsgruppeneinstufung nach dem
Fremdrentengesetz (FRG) sowie die Anerkennung von BeitrÃ¤gen zur freiwilligen
Zusatzrentenversicherung der DDR (FZR) und eine Verurteilung zu
rentenrechtlichen AuskÃ¼nften (Ã¼ber die MÃ¶glichkeit zur Nachzahlung von
BeitrÃ¤gen fÃ¼r Ausbildungszeiten und die daraus resultierende Rentensteigerung)
beantragt.

Das SG hat die Klagen abgewiesen (Urteil vom 20. September 1995). Soweit der
KlÃ¤ger sich gegen die Vormerkung von Versicherungszeiten durch den
RentenversicherungstrÃ¤ger wende, sei die Klage unzulÃ¤ssig beziehungsweise
unbegrÃ¼ndet, da dies nicht Angelegenheit der Beklagten und zudem nicht
Gegenstand des angefochtenen Bescheides sei. Der angefochtene Bescheid selbst
sei rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger sei durch eine Einzelfallentscheidung mit Wirkung ab
1. Oktober 1963 fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als Diplom-Chemiker bei der AdW in die AVI
AdW/AdL einbezogen worden. Eine generelle Einbeziehung aller bei der AdW
tÃ¤tigen Hochschulabsolventen habe es nach der (entsprechend anzuwendenden)
VO AVIwiss zu keinem Zeitpunkt gegeben. FÃ¼r die streitige Zeit an der
medizinischen Akademie in M. sei dem KlÃ¤ger keine zusÃ¤tzliche Altersversorgung
bewilligt worden. Eine Zuordnung der Zeit vor dem 1. Oktober 1963 zu einem
Zusatzversorgungssystem fÃ¼r das Gesundheits- und Sozialwesen, d.h. fÃ¼r
Ã�rzte, ZahnÃ¤rzte, Apotheker etc. in Einrichtungen des Gesundheits- und
Sozialwesens (Nr. 6 bis 8 der Anlage 1 zum AAÃ�G), kÃ¶nne ebenfalls nicht
erfolgen, da fÃ¼r diesen Bereich frÃ¼hestens 1979 eine zusÃ¤tzliche
Altersversorgung eingefÃ¼hrt worden sei. Dasselbe gelte fÃ¼r die 1975
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eingefÃ¼hrte zusÃ¤tzliche Altersversorgung fÃ¼r Mitarbeiter des Staatsapparates,
wobei die medizinische Akademie in M. aber auch nicht Teil des Staatsapparates
gewesen sei. Zeiten nach dem 20. Juni 1980 seien nicht (mehr) der AVI zuzuordnen,
weil der Anspruch auf Zusatzversorgung gemÃ¤Ã� Â§ 5 der 1.
DurchfÃ¼hrungsbestimmung (DB) zur VO AVIwiss mit dem Ausscheiden aus der
AdW erloschen sei beziehungsweise bei Erreichen einer Anwartschaft von mehr als
15 Jahren zumindest nicht mehr habe fortgeschrieben werden kÃ¶nnen. Eine
Rehabilitierungsbescheinigung fÃ¼r Zeiten ab 21. Juni 1980 liege noch nicht vor.

Gegen das ihm am 21. September 1995 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 19.
Oktober 1995 (Eingang beim SG) Berufung eingelegt und zur BegrÃ¼ndung im
Wesentlichen vorgetragen, es sei in der DDR gÃ¤ngige Praxis gewesen, in der Regel
nach zweijÃ¤hriger ZugehÃ¶rigkeit zur jeweiligen Institution rÃ¼ckwirkend eine
Zusatzversorgung durch AushÃ¤ndigung einer entsprechenden Urkunde zu
gewÃ¤hren. Die Zusatzversorgung sei nach 15-jÃ¤hriger Laufzeit in der Regel
unkÃ¼ndbar gewesen. Im Ã�brigen sei die KÃ¼ndigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bei der AdW rechtswidrig erfolgt. Deshalb sei seine
gesamte wissenschaftliche TÃ¤tigkeit in der ehemaligen DDR von 1959 bis 1983
einschlieÃ�lich der Zeiten politisch bedingter Arbeitslosigkeit als Zeit der
ZugehÃ¶rigkeit zur AVIwiss anzuerkennen und als Arbeitentgelt das ungekÃ¼rzte
Bruttoeinkommen, das nicht zutreffend vom Arbeitgeber angegeben worden sei,
festzustellen. Er verlange weiterhin eine Vergleichs-Rentenberechnung und diverse
Korrekturen des rentenrechtlichen Versicherungsverlaufs u. a. bezÃ¼glich weiterer
Pflichtbeitragszeiten als Student/Praktikant und der Leistungsgruppenzuordnung
(nunmehr im Rentenbescheid vom 8. MÃ¤rz 1996, mit dem dem KlÃ¤ger ab 1.
Dezember 1995 Altersrente wegen Arbeitslosigkeit zuerkannt wurde).

Das (Z) J. hat aufgrund der vom KlÃ¤ger erhobenen EinwÃ¤nde gegen die
bescheinigten Arbeitsentgelten eine geÃ¤nderte Bescheinigung Ã¼ber
Arbeitsentgelte fÃ¼r die Jahre 1960 bis 1980 erstellt. FÃ¼r das Jahr 1961 ergab sich
eine ErhÃ¶hung um eine nicht berÃ¼cksichtigte Nachzahlung in HÃ¶he von 300
Mark, die Ã¼brigen Entgelte wurden nach Ã�berprÃ¼fung in der bisher
bescheinigten HÃ¶he bestÃ¤tigt (Bescheinigung vom 6. Juni 1996 mit
Begleitschreiben vom 5. Juni 1996).

Das Landesamt fÃ¼r Rehabilitation und Wiedergutmachung des Landes
ThÃ¼ringen (Landesamt) hat auf den Antrag des KlÃ¤gers vom 17. Januar 1991 die
Zeit vom 1. Mai 1957 bis 4. Januar 1959 sowie vom 1. Januar 1983 bis 10. August
1983 als Verfolgungszeit im Sinne des BerRehaG anerkannt, den KlÃ¤ger fÃ¼r diese
ZeitrÃ¤ume der Versichertengruppe 2 (Angestellte), Qualifikationsgruppe 1,
Wirtschaftsbereich 19 der Anlage 13 und 14 zum Sechsten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VI) beziehungsweise der Anlage 1 Nr. 4 zum SGB VI (vom 1. Mai 1957 bis 4.
Januar 1959) und dem Zusatzversorgungssystem der C.-Stiftung J. (vom 1. Januar
bis 10. August 1983) zugeordnet sowie eine verfolgungsbedingte Unterbrechung
der Ausbildung vom 1. September 1951 bis 17. September 1952 festgestellt, eine
weitergehende berufliche Rehabilitation insbesondere fÃ¼r Zeiten nach dem 20.
Juni 1980 jedoch abgelehnt (Bescheide vom 8. Januar 1998 und 14. April 1999). Das
Verwaltungsgericht M. hat eine Klage gegen diese Entscheidung mit
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rechtskrÃ¤ftigem Urteil vom 9. April 2003, Az.: 1 K 406/99.Me, abgewiesen.

Die Beklagte hat die Zeit vom 1. Mai 1957 bis 29. Februar 1960 der AVIwiss (Nr. 4),
vom 1. MÃ¤rz 1960 bis 20. Juni 1980 der AVI AdW/AdL (Nr. 5) und vom 1. Dezember
1980 bis 19. Februar 1981 der AVIwiss (Nr. 4) zugeordnet und die erzielten Brutto-
Arbeitsentgelte bis zur Beitragsbemessungsgrenze ungekÃ¼rzt festgestellt
(Bescheide vom 15. und 18. Juni 1999).

Der KlÃ¤ger hat dagegen eingewandt, aufgrund der UnkÃ¼ndbarkeit seiner
Versorgungszusage vom 14. November 1963 nach 15-jÃ¤hriger Laufzeit habe die
ZugehÃ¶rigkeit zur AVIwiss (Nr. 4) mindestens bis zum Verlassen der DDR am 10.
August 1983 fortbestanden. Im Ã¼brigen bestimme Â§ 1 Abs. 1 S. 2 AAÃ�G
ausdrÃ¼cklich, dass ein von den Regelungen der Versorgungssysteme
vorgesehener Verlust der Anwartschaft bei einem Ausscheiden vor dem
Leistungsfall als nicht eingetreten gelte.

Mit Bescheid vom 10. September 1999 hat die Beklagte dem KlÃ¤ger an Stelle einer
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit eine Regelaltersrente bewilligt.

Sowohl die Beklagte als auch die BfA als RentenversicherungstrÃ¤ger haben darauf
hingewiesen, dass die BfA als RentenversicherungstrÃ¤ger nicht verfahrensbeteiligt
ist, die ergangenen Rentenbescheide nicht Gegenstand des hier anhÃ¤ngigen
Verfahrens sind und die Einwendungen gegen die Rentenbescheide im Rahmen
eines Verfahrens nach Â§ 44 SGB X geprÃ¼ft werden. Einer KlageÃ¤nderung haben
beide TrÃ¤ger nicht zugestimmt. Die Beklagte hat auÃ�erdem darauf hingewiesen,
dass fÃ¼r die Feststellung der Zeit vom 1. April 1981 bis 10. August 1983
(BeschÃ¤ftigung als wissenschaftlicher Mitarbeiter des VEB J.) als Zeit der
ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 2 des
Zusatzversorgungssystem-Gleichstellungsgesetzes (ZVsG) die E.-Stiftung
zustÃ¤ndiger ZusatzversorgungstrÃ¤ger ist.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�:

I. das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom 20. September 1995 aufzuheben und
die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 9. September 1994 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 1. Februar 1995 und i.d.F. der Bescheide
vom 15. und 18. Juni 1999 zu verpflichten, 1. die Zeit vom 1. MÃ¤rz 1960 bis 20.
Juni 1980 dem Zusatzversorgungssystem Nr. 4 (statt Nr. 5) der Anlage 1 zum
AAÃ�G zuzuordnen,

2. die Zeit von 21. Juni 1980 bis 10. August 1983 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zum
Zusatzversorgungssystem Nr. 4 der Anlage 1, hilfsweise Nr. 1 der Anlage 1
(AVItech), mit einem monatlichen Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 1.105 Mark
festzustellen.

II. die Beklagte zu verurteilen,

1. Regelaltersrente bereits ab 4. Februar 1998 zu zahlen,
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2. einbehaltene RentenzahlbetrÃ¤ge zu verzinsen,

3. die Rentenbescheide vom 8. MÃ¤rz 1996 und 10. Septem ber 1999 bezÃ¼glich
der unter I. geltend gemachten Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Zusatzversorgungs system zu korrigieren,

4. eine Probeberechnung auf der Grundlage einer ZugehÃ¶rigkeit zum
Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 Nr. 5 zum AAÃ�G fÃ¼r die Zeit vom 2.
Januar 1959 bis 11. August 1983 zu erstellen,

III. die Rentenbescheide vom 8. MÃ¤rz 1996 und 10. September 1999 hinsichtlich
der Anwendung des FRG und des AAÃ�G zu prÃ¼fen sowie

IV. unter teilweiser Aufhebung des Bescheides des ThÃ¼ringischen Landesamtes
fÃ¼r Rehabilitierung und Wiedergutmachung vom 14. April 1999 die Zeit vom 21.
Juni 1980 bis 10. August 1983 als Verfolgungstatbestand anzuerkennen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten, des SG und des LSG (Az.: L 13 VR 2/96.An) sowie der Berufungsakte
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet. Die im Berufungsverfahren
erstmals erhobenen Klagen sind unzulÃ¤ssig.

Das Urteil ergeht mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung (Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG).

1. Gegenstand des Verfahrens ist nur der Bescheid der Beklagten vom 9.
September 1994 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 1. Februar 1995
und in der Fassung der Bescheide vom 15. und 18. Juni 1999, mit dem die Beklagte
Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 zum
AAÃ�G und die in diesen Zeiten erzielten Arbeitsentgelte festgestellt hat.

Die dem KlÃ¤ger von der BfA als RentenversicherungstrÃ¤ger erteilten
Rentenbescheide vom 8. MÃ¤rz 1996 und 10. September 1999 sind â�� ebenso wie
frÃ¼here KontenklÃ¤rungsbescheide und RentenauskÃ¼nfte â�� nicht gemÃ¤Ã� Â§
96 SGG Gegenstand des Verfahrens geworden. Wird nach Klageerhebung der
(angefochtene) Verwaltungsakt durch einen neuen abgeÃ¤ndert oder ersetzt, so
wird auch der neue Verwaltungsakt Gegenstand des Verfahrens (Â§ 96 Abs. 1 SGG).
Die Bescheide der BfA als RentenversicherungstrÃ¤ger beruhten zwar bezÃ¼glich
der dort genannten Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem
auf dem hier angefochtenen Bescheid der BfA als ZusatzversorgungstrÃ¤ger, soweit
er mit verbindlicher Wirkung fÃ¼r den RentenversicherungstrÃ¤ger
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rentenrechtliche TatbestÃ¤nde festgestellt hat. Der angefochtene Bescheid selbst
wurde durch die Bescheide des RentenversicherungstrÃ¤gers â�� insbesondere die
ergangenen Rentenbescheide â�� aber weder abgeÃ¤ndert noch ersetzt. Auch eine
entsprechende Anwendung des Â§ 96 SGG kommt hier schon mangels IdentitÃ¤t
der erlassenden BehÃ¶rde nicht in Betracht (vgl. Meyer-Ladewig, SGG-Kommentar,
7. Auflage, Â§ 96 Rdnr. 6). Die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten als
ZusatzversorgungstrÃ¤ger erstreckt sich, worauf der KlÃ¤ger wiederholt
hingewiesen worden ist, nicht auf die GewÃ¤hrung von Leistungen und den Erlass
rentenrechtlicher Bescheide nach dem SGB VI (vgl. zur funktionellen Trennung
zwischen Zusatz- und RentenversicherungstrÃ¤ger BSG SozR 3-8570 Â§ 1 Nr. 1).
Die BfA als RentenversicherungstrÃ¤ger ist ihrerseits nicht am Verfahren beteiligt
und hat einer entsprechenden KlageÃ¤nderung (Â§ 99 SGG) ausdrÃ¼cklich nicht
zugestimmt. Eine solche KlageÃ¤nderung erscheint auch nicht sachdienlich, da der
ursprÃ¼ngliche Streitgegenstand lediglich die fÃ¼r den
RentenversicherungstrÃ¤ger ohnehin bindende Feststellung rentenrechtlicher
TatbestÃ¤nde nach dem AAÃ�G, die geÃ¤nderte Klage jedoch die Feststellung und
BerÃ¼cksichtigung anderer rentenrechtlicher Zeiten sowie Leistungs- und
AuskunftsansprÃ¼che nach dem SGB VI und somit einen vÃ¶llig anderen
Streitgegenstand und einen anderen Beklagten betrifft.

Dasselbe gilt fÃ¼r die vom KlÃ¤ger erstmals im Berufungsverfahren beantragte
AbÃ¤nderung des Widerspruchsbescheides des Landesamtes vom 14. April 1999.
Dieser Bescheid hat weder im Sinne des Â§ 96 SGG den angefochtenen Bescheid
der Beklagten abgeÃ¤ndert oder ersetzt, noch liegt eine zulÃ¤ssige oder
sachdienliche KlageÃ¤nderung nach Â§ 99 SGG vor.

2. Die Klage gegen den Bescheid des Landesamtes vom 14. April 1999 (Antrag zu
IV.) ist auch deshalb unzulÃ¤ssig, weil hierfÃ¼r nicht der Rechtsweg zu den
Sozialgerichten, sondern zu den Verwaltungsgerichten gegeben ist. AuÃ�erdem ist
das LSG mangels funktioneller ZustÃ¤ndigkeit nicht befugt, Ã¼ber eine im
Berufungsverfahren erhobene Klage erstinstanzlich zu entscheiden. Das LSG
entscheidet auÃ�er in FÃ¤llen des Â§ 96 SGG nur Ã¼ber Rechtsmittel gegen Urteile
und BeschlÃ¼sse eines SG. Eine erstinstanzliche Entscheidung durch das LSG ist
selbst in FÃ¤llen gewillkÃ¼rter KlageÃ¤nderung nicht zulÃ¤ssig (vgl. BSG
SozR-1500 Â§ 29 Nr. 1). Im Ã�brigen ist der Bescheid aufgrund des rechtskrÃ¤ftigen
klageabweisenden Urteils des Verwaltungsgerichts M. vom 9. April 2003
bestandskrÃ¤ftig geworden und somit einer (nochmaligen) gerichtlichen
Ã�berprÃ¼fung entzogen.

3. Auch soweit der KlÃ¤ger Leistungs- und AuskunftsansprÃ¼che bezÃ¼glich der
ihm bewilligten Altersrente geltend macht (AntrÃ¤ge zu II.) und die Ã�berprÃ¼fung
seiner Rentenbescheide beantragt (Antrag zu III.) sind die Klagen mangels
zulÃ¤ssiger KlageÃ¤nderung unzulÃ¤ssig. Auf die AusfÃ¼hrungen zu 1. wird
insoweit verwiesen. Das SG hat es deshalb zu Recht abgelehnt, Ã¼ber die hierauf
gerichteten Klagen sachlich zu entscheiden. BezÃ¼glich der erstmals im
Berufungsverfahren geltend gemachten Ã�berprÃ¼fung der Rentenbescheide fehlt
im Ã�brigen auch hier eine erstinstanzliche ZustÃ¤ndigkeit des LSG.
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4. Soweit der KlÃ¤ger erstmals im Berufungsverfahren beantragt hat, die Zeit vom
1. MÃ¤rz 1960 bis 20. Juni 1980 dem Zusatzversorgungssystem Nr. 4 (statt 5) der
Anlage 1 zum AAÃ�G zuzuordnen (Antrag I. 1.) ist die Klage wegen fehlender
funktioneller ZustÃ¤ndigkeit des LSG und wegen fehlenden Vorverfahrens (Â§ 78
Abs. 1 Satz 1 SGG) unzulÃ¤ssig. Die Zuordnung dieser im angefochtenen Bescheid
als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 zum
AAÃ�G anerkannten Zeit war nicht Gegenstand des Widerspruchs- und
Klageverfahrens und kann ungeachtet der Tatsache, dass die Beklagte sich auf die
insoweit erfolgte KlageÃ¤nderung eingelassen hat (Â§ 99 Abs. 1 Alt. 1 SGG), vom
LSG nicht erstinstanzlich entschieden werden (vgl. BSG a.a.O.). Im Ã�brigen ist der
angefochtene Bescheid insoweit mangels (rechtzeitigen) Widerspruchs
bestandskrÃ¤ftig geworden (Â§ 77 SGG; vgl. BSG Urteil vom 27.07.2004 â�� B 4 RA
1/04 R -) und eine Anfechtungsklage ohne Vorverfahren nicht zulÃ¤ssig.

Die Klage wÃ¤re aber auch unbegrÃ¼ndet, denn die Beklagte hat die Zeit vom 1.
MÃ¤rz 1960 bis 20. Juni 1980 zutreffend dem Zusatzversorgungssystem Nr. 5 der
Anlage 1 zum AAÃ�G zugeordnet. Dieses Versorgungssystem erfasste (nur) im
Wege der Einzelfallentscheidung u. a. BeschÃ¤ftigte der AdW mit
Hochschulabschluss, wobei die DurchfÃ¼hrung der Versorgung entsprechend der
Verordnung Ã¼ber die AVIwiss (Anlage 1 Nr. 4 zum AAÃ�G) erfolgte. Eine
Zuordnung zur AVIwiss selbst erfolgte somit nicht, wobei sich aufgrund der
entsprechenden Anwendung der Verordnung zur AVIwiss aber im Ergebnis weder
bezÃ¼glich des Umfangs der damaligen Versorgungszusage noch bezÃ¼glich der
Ã�berfÃ¼hrung in die Rentenversicherung nach dem AAÃ�G und dem SGB VI fÃ¼r
den KlÃ¤ger aus der Zuordnung zum Zusatzversorgungssystem Nr. 5 der Anlage 1
zum AAÃ�G rentenrechtliche Nachteile ergeben. Insbesondere sieht das AAÃ�G
bezÃ¼glich der AVIwiss und der AVI AdW/AdL keine unterschiedlichen Kriterien
fÃ¼r die Feststellung der Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit und der tatsÃ¤chlich erzielten,
fÃ¼r die Ermittlung der Endgeltpunkte nach dem SGB VI maÃ�gebenden
Arbeitsentgelte vor.

5. BezÃ¼glich des Klageantrags I. 2. hat das SG die Klage zu Recht abgewiesen.

GemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 1 AAÃ�G teilt der zustÃ¤ndige VersorgungstrÃ¤ger dem fÃ¼r
die Feststellung der Leistungen zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der Rentenversicherung zum
Zwecke der Ã�berleitung der im jeweiligen Zusatzversorgungssystem erworbenen
Anwartschaften in die gesetzliche Rentenversicherung insbesondere die Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem und die HÃ¶he der erzielten
Entgelte, begrenzt auf die Beitragsbemessungsgrenze (Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G
i.V.m. Anlage 3 zum AAÃ�G), als rentenrechtliche TatbestÃ¤nde mit. Die
mitgeteilten Zeiten gelten gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1 AAÃ�G als Pflichtbeitragszeiten der
Rentenversicherung. Die rentenrechtliche Bewertung dieser TatbestÃ¤nde erfolgt in
Anwendung des SGB VI durch den RentenversicherungstrÃ¤ger.

a) Die Zeit vom 1. Dezember 1980 bis 9. Februar 1981 ist von der Beklagten bereits
antragsgemÃ¤Ã� der Anlage 1 Nr. 4 zum AAÃ�G zugeordnet worden. Insoweit ist
ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r die Klage entfallen. Die Arbeitsentgelte wurden
zutreffend in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Arbeitsentgelte festgesetzt.
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b) die Zeit vom 21. Juni 1980 bis 30. November 1980 und vom 20. Februar 1981 bis
10. August 1983 ist keinem Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 (oder 2) zum
AAÃ�G zuzuordnen. Die ZugehÃ¶rigkeit zur AVI AdW/AdL endete mit dem
Ausscheiden des KlÃ¤gers aus der dortigen BeschÃ¤ftigung am 20. Juni 1980, denn
die ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem setzt neben der
tatsÃ¤chlichen (bei der AVItech unter bestimmten UmstÃ¤nden auch fiktiven)
Einbeziehung die AusÃ¼bung einer entsprechenden TÃ¤tigkeit voraus. Da die
ZugehÃ¶rigkeit zur AVI AdW/AdL von einer BeschÃ¤ftigung in einer der dort
genannten Akademien abhÃ¤ngig war, konnten BeschÃ¤ftigungen, die auÃ�erhalb
dieser Akademien ausgeÃ¼bt wurden, eine ZugehÃ¶rigkeit zu diesem
Zusatzversorgungssystem nicht begrÃ¼nden.

Dem steht Â§ 1 Abs. 1 S. 2 ALG nicht entgegen. Sah danach eine
Versorgungsordnung den Verlust der Anwartschaft bei einem Ausscheiden aus dem
Versorgungssystem vor Eintritt des Leistungsfalles vor, so gilt dieser Verlust als
nicht eingetreten. Dementsprechend sind die vom KlÃ¤ger bis zum 20. Juni 1980
erworbenen Anwartschaften in den Zusatzversorgungssystemen Nr. 4 und 5 der
Anlage 1 zum AAÃ�G mit Beendigung der zu Grunde liegenden TÃ¤tigkeiten nicht
untergegangen, sondern in die gesetzliche Rentenversicherung zu Ã¼berfÃ¼hren.
Â§ 1 Abs. 1 S. 2 AAÃ�G fingiert jedoch â�� entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers â��
nur den Fortbestand bereits erworbener Anwartschaften und nicht den Fortbestand
der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem Ã¼ber das Ende der der
Versorgungszusage zu Grunde liegenden BeschÃ¤ftigung hinaus im Sinne des
Erwerbs weiterer Anwartschaften mit der Folge, dass spÃ¤tere
BeschÃ¤ftigungszeiten diesem Zusatzversorgungssystem zuzuordnen wÃ¤ren. Auch
die behauptete UnkÃ¼ndbarkeit der Versorgungszusage wÃ¼rde â�� ihre
bundesrechtliche Beachtlichkeit unterstellt â�� lediglich einem Verlust der
tatsÃ¤chlich erworbenen Anwartschaften entgegen stehen, jedoch nicht zur
Einbeziehung weiterer BeschÃ¤ftigungszeiten auÃ�erhalb der vom
Zusatzversorgungssystem erfassten BeschÃ¤ftigung fÃ¼hren. Eine solche Regelung
war bereits dem DDR-Recht fremd und ist auch dem hier allein maÃ�gebenden
(primÃ¤ren und sekundÃ¤ren) Bundesrecht nicht zu entnehmen.

c) Die Zeiten der Arbeitslosigkeit vom 21. Juni 1980 bis 30. November 1980 und
vom 20. Februar 1981 bis 31. MÃ¤rz 1981 sind ebenfalls keinem
Zusatzversorgungssystem zuzuordnen. Der KlÃ¤ger hat in dieser Zeit tatsÃ¤chlich
keine die ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem begrÃ¼ndende
BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt und keine berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Arbeitsentgelte
erzielt.

d) Die Zeit vom 1. April 1981 bis 31. Dezember 1982 ist, wie die Zeit vom 1. Januar
bis 10. August 1983, dem Zusatzversorgungssystem der C.-Stiftung J. zuzuordnen.
ZustÃ¤ndiger VersorgungstrÃ¤ger hierfÃ¼r ist, wie dem KlÃ¤ger mehrfach
mitgeteilt wurde, nicht die Beklagte, sondern die E.-Stiftung (Â§ 1 Abs. 2 ZVsG). Die
Beklagte hat es daher zu Recht abgelehnt, fÃ¼r diese ZeitrÃ¤ume Feststellungen
nach Â§Â§ 5 und 8 AAÃ�G zu treffen. Eine Weiterleitung des Feststellungsbegehrens
an die Stiftung hat der Senat angeregt. Der KlÃ¤ger hat jedoch ausdrÃ¼cklich die
Verurteilung der Beklagten beantragt.
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Die Voraussetzungen fÃ¼r eine Einbeziehung dieses Zeitraumes in die AVItech
(Zusatzversorgungssystem Nr. 1 der Anlage 1 zum AAÃ�G) sind, wie die Beklagte
zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, nicht erfÃ¼llt. Zwar setzte die Einbeziehung in dieses
Zusatzversorgungssystem nach der Verordnung vom 17. August 1950 (VO AVItech)
â�� entgegen der Praxis in der DDR â�� keine Einzelfallentscheidung voraus, doch
gehÃ¶rte der KlÃ¤ger als Diplom-Chemiker nicht zu dem nach der 2. DB zur VO
AVItech von diesem Versorgungssystemen erfassten Personenkreis. Er war
insbesondere nicht berechtigt, eine der dort genannten Berufsbezeichnungen zu
fÃ¼hren. Im Ã�brigen setzt eine (fiktive) Einbeziehung in die AVItech voraus, dass
der Versicherte am 30. Juni 1990 â�� d.h. bei SchlieÃ�ung des Versorgungssystems
â�� noch eine entsprechende TÃ¤tigkeit in einem volkseigenen oder diesem
gleichgestellten Produktionsbetrieb ausgeÃ¼bt hat. Dies war beim KlÃ¤ger, der
bereits im Oktober 1983 die DDR verlassen hat, nicht der Fall (vgl. zuletzt BSG
Urteil vom 10. Februar 2005 â�� Az: B 4 RA 48/04 R -).

e) Die weiteren Feststellungen der Beklagten, insbesondere zur HÃ¶he der
tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte, begegnet keinen rechtlichen Bedenken. Die
Feststellungen beruhen auf den von den frÃ¼heren Arbeitgebern erstellten
Entgeltbescheinigungen. Vom KlÃ¤ger vorgetragene EinwÃ¤nde hinsichtlich der
bescheinigten Entgelte fÃ¼r die Jahre 1960 bis 1980 haben sich nach
Ã�berprÃ¼fung und ErlÃ¤uterung durch das (Z) im laufenden Verfahren mit
Ausnahme einer geringfÃ¼gigen EntgelterhÃ¶hung fÃ¼r das Jahr 1961 als
gegenstandslos erwiesen und wurden seither vom KlÃ¤ger nicht mehr geltend
gemacht.

f) Eine Zuordnung der Zeiten der Arbeitslosigkeit zu einem
Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 (oder 2) zum AAÃ�G oder eine Festsetzung
hÃ¶herer als der tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte ist auch nicht im Wege der
Rehabilitation nach dem 2. SED-UnBerG erfolgt. Soweit das zustÃ¤ndige Landesamt
einen entsprechenden Antrag des KlÃ¤gers bestandskrÃ¤ftig abgelehnt hat, sind die
Beklagte und die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit hieran tatbestandlich
gebunden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Da die Feststellung weiterer Zeiten
der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem allein aufgrund einer
wÃ¤hrend des Berufungsverfahrens ergangenen, fÃ¼r die Beklagte bindenden
Rehabilitationsentscheidung erfolgte, sind Klage und Berufung mit Ausnahme einer
geringfÃ¼gigen ErhÃ¶hung des festzustellenden Arbeitsentgelts fÃ¼r das Jahr 1961
im Ergebnis erfolglos geblieben. Dementsprechend sind dem KlÃ¤ger
auÃ�ergerichtlich Kosten nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 08.09.2005
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